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Pressemitteilung 

 
 
GKV-Spargesetz bringt unverhältnismäßige Doppelsanktion für 
psychiatrische Kliniken  
 
Psychiatrische Kliniken werden durch das GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz (GKV-
BStabG) für denselben Personalengpass doppelt sanktioniert. Dadurch entstehen 
erhebliche finanzielle Einbußen sowie Einschränkungen der Patientenversorgung. 
 
Unterschreitet das tatsächlich verfügbare Personal im Quartal auch nur in einer 
Berufsgruppe die Soll-Vorgaben um mehr als zehn Prozent, müssen Kliniken ein 
Sanktionsgeld zahlen. Der aktuelle Entwurf des GKV-BStabG legt nun den Schluss nahe, 
dass künftig im Folgejahr zusätzlich das nicht ausgeschöpfte Personalbudget zurückgezahlt 
werden muss, wenn Kliniken die Soll-Vorgaben beim Personal nicht erreichen. Sie würden 
damit für den gleichen Sachverhalt doppelt bestraft. Bei somatischen Kliniken ist das nicht 
der Fall.   
 
Bei psychiatrischen Kliniken machen die Personalkosten rund 80 Prozent der Gesamtkosten 
aus. Daher wirken hier die Sanktionen besonders drastisch.  
 
Erschwerend kommt hinzu, dass die Rückzahlungsgefahr - je nach Lesart des Gesetzes - 
auch bei völlig korrekter Verwendung des Personalbudgets besteht. Dies könnte der Fall 
sein, wenn in einem strukturschwachen Gebiet höhere Entgelte an Spezialisten gezahlt 
werden müssen. Dadurch würde zwar das Personalbudget ausgeschöpft, aber die 
Sollstellen-Vorgabe wäre trotzdem nicht erreicht. 
 
Um den Sanktionszahlungen zu entgehen, können die Kliniken angesichts des anhaltenden 
des Fachkräftemangels meist nur auf eine Art und Weise reagieren, wenn es nicht an 
anderen Stellen Personalreserven gibt: Sie müssen die Zahl der Patienten reduzieren. Das 
führt zu einer schlechteren Versorgung. Muss die Klinik im Rahmen der Pflichtversorgung die 
akuten Notfälle unabhängig von der Belegung aufnehmen, werden zwangsläufig die leichter 
Erkrankten und elektiven Patienten deutlich länger auf eine Behandlung warten müssen. 
Zudem führt dies auch zu Erlösverlusten für die Kliniken.  
 
So wirken die Sanktionszahlungen 
 
Die Personalvorgaben bei der Behandlung psychisch kranker Menschen gelten einzeln für 
jede Berufsgruppe, die mit dem Patienten arbeitet. Hierbei werden quartalsweise IST-
Stunden mit den auf die Belegung errechneten SOLL-Stunden der einzelnen Berufsgruppen 
verglichen. Unterschreiten die IST-Stunden im Quartal auch nur in einer Berufsgruppe die 
SOLL-Stunden um mehr als zehn Prozent, muss die Klinik ein Sanktionsgeld zahlen. Bei 
einer Unterschreitung der SOLL-Stunden um 15 Prozent wird bspw. ein Sanktionsgeld in 
Höhe von 3,25 Prozent der Vergütung fällig (die Höhe der Sanktion ist an den Prozentsatz 
der Unterschreitung gekoppelt). 
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Um es plastisch zu machen: 
 
Beispiel: In einer mittelgroßen psychiatrischen Klinik geht ein Facharzt geplant in Elternzeit. 
Kurz danach erkrankt ein weiterer Facharzt schwer und fällt aus gesundheitlichen Gründen 
mehrere Monate aus. Dadurch fällt die IST-Stundenzahl im betreffenden Quartal auf 85 
Prozent der SOLL-Stundenzahl. Das Sanktionsgeld beträgt dann 3,25 Prozent der 
Vergütung aller Leistungen für dieses Quartal. Bei dieser Klinikgröße würde das 
Sanktionsgeld ca. 175.000 Euro pro Quartal betragen. Beide Fälle wirken sich auch auf die 
Besetzung der Soll-Stellen aus. Im Folgejahr muss die Klinik daher unter Umständen auch 
einen Anteil des Personalbudgets zurückzahlen.  
 
Diese Einspar-Alternativen gibt es 
 
In der 8. Stellungnahme der „Regierungskommission für eine moderne und bedarfsgerechte 
Krankenversorgung“ vom 29. September 2023 sind konkrete Vorschläge aufgelistet, wie man 
die Krankenversorgung bedarfsgerecht und kostensparend gestalten kann. Kernpunkte sind 
die Ambulantisierung von Leistungen, die Stärkung von sektorübergreifenden 
Modellvorhaben und die Verstetigung der bereits positiv evaluierten Modellvorhaben, der 
Abbau von vollstationären Behandlungsplätzen in der Erwachsenenpsychiatrie und vor allem 
der Abbau von vollstationären Behandlungsplätzen in der Psychosomatik bei gleichzeitiger 
Stärkung tagesklinischer, ambulanter und aufsuchender Behandlungsformen. Die 
Einspareffekte dieser Maßnahmen in Verbindung mit einem umfassenden Bürokratieabbau 
würden dauerhaft und spürbar zu Kosteneinsparungen im System führen und die 
Versorgung verbessern. 
 
 
 
BAG Psychiatrie 
Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Träger psychiatrischer Fachkrankenhäuser (BAG Psychiatrie) ist 
bundesweit der größte Zusammenschluss zur Vertretung der Träger von Akutversorgungskliniken für 
psychische, psychosomatische und neuropsychiatrische Erkrankungen. Sie bildet das gesamte 
Trägerspektrum der Bundesrepublik Deutschland ab. Denn sie vertritt kommunale, freigemeinnützige, 
kirchliche, private und staatliche Träger.  
 
Mit 65.000 Betten und tagesklinischen Plätzen repräsentiert sie rund zwei Drittel der gesamten 
stationären und teilstationären klinischen Versorgungskapazitäten für psychische, psychosomatische 
und neuropsychiatrische Erkrankungen von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen. Viele der in der 
BAG organisierten Träger betreiben forensisch-psychiatrische Betten. In den Kliniken für forensische 
Psychiatrie behandeln sie zurzeit 12.500 Maßregelvollzugspatient/-innen. 
 


